
Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung, Gesetz zur Änderung des 

Archivgesetzes NRW und des Kulturgesetzbuches 

Diese Stellungnahme erfolgt als Direktor der Stiftung Rheinisch-Westfälisches Wirtschaftsarchiv zu 

Köln (RWWA). Das RWWA ist nach § 11 ArchivG NRW eine Gemeinschaftseinrichtung der 

Handwerkskammern sowie Industrie- und Handelskammern in den Regierungsbezirken Düsseldorf 

und Köln. Für die Kammern in den Regierungsbezirken Arnsberg, Detmold und Münster übernimmt 

die Stiftung Westfälisches Wirtschaftsarchiv in Dortmund diese Funktion. 

Nach § 11 regeln die „der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen 

Rechts … die Archivierung und Nutzung der bei ihnen entstandenen Unterlagen in eigener 

Zuständigkeit in eigenen, gemeinschaftlich getragenen oder fachlich geleiteten anderen Archiven“. 

Diese Regelung hat sich seit Einführung des Archivgesetzes 1989 in Hinblick auf die Kammern der 

Wirtschaft bewährt. Bereits vor der Verabschiedung des Archivgesetzes haben die Kammern der 

Wirtschaft die Archive als Gemeinschaftseinrichtungen gegründet und getragen, das RWWA für die 

beiden preußischen Westprovinzen Rheinland und Westfalen bereits 1906. Sie unterhalten weiterhin 

die Gemeinschaftseinrichtungen und tragen so wesentlich zur Entlastung der öffentlichen Haushalte 

bei.  Das RWWA wird zudem von der AOK Rheinland/Hamburg mit Sitz in Düsseldorf getragen. Diese 

juristischen Personen des öffentlichen Rechts kommen der gesetzlichen Archivierungspflicht nach. 

Das Archivgesetz als eigenständige Norm im Gesetzeskanon des Landes NRW stellt dabei die 

rechtliche Grundlage und ist aus Sicht der beiden Wirtschaftsarchive unverzichtbar. 

Aus archivischer Sicht ist die vorgesehene Ergänzung um die Anbietung im Gesetzestitel und in § 1 

sehr begrüßen. Dies dient der Rechtssicherheit und verdeutlicht das Verhältnis zwischen 

anbietungspflichtigen Stellen und den Archiven. Zudem hilft die Betonung und Präzisierung der 

Anbietungspflicht bei der Übernahme elektronischer Unterlagen. 

Während im Änderungsvorschlag zu § 11 die Hochschulen und Kunsthochschulen ergänzt werden, 

fehlt ein entsprechender Ergänzungsvorschlag in § 1 Abs. 1 Satz 3.  

Die Ergänzungen zu § 2 Abs. 3 (Verfügungsrecht beim zuständigen Archiv) und Abs. 6 

(Nichtgebundenheit an Weisungen) begrüße ich sehr. Damit wird die Stellung der Archive deutlich 

gestärkt.  

Sämtliche Änderungsvorschläge für die Paragraphen 4 bis 8 begrüße ich ebenfalls, sofern sie nach  

§ 11 Abs 1 Satz 2 für die Archivierung von Unterlagen für die der Aufsicht des Landes unterstehenden 

juristischen Personen des öffentlichen Rechts gelten.  

 

Dr. Ulrich S. Soénius 
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